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Belegschaft wehrt schwere materielle  
Einschnitte ab
Sanierer kehrt als Eigentümer zurück
Das 1919 gegründete Maschinenbau-Unternehmen Atlas, 
das Kräne und Bagger produziert, wurde 2001/2002 von 
dem US-amerikanischen Baumaschinenkonzern Terex 
erworben. Hauptmotor dieses Geschäfts und erster harter 
Sanierer dieses Unternehmens war der bulgarisch-ame-
rikanische Unternehmer und Manager Fil Filipov. Nach 
Verlusten trennte sich Terex im Frühjahr 2010 wieder von 
Atlas. Eigner der Atlas Maschinenfabrik wurde der ehema-
lige Terex-Manager Fil Filipow. Er erwarb das Unterneh-
men zum symbolischen Preis von einem Euro plus einer 
Mitgift in Höhe von 17 Millionen für Betriebsmittel. Sofort 
kündigte Fil Filipov der Belegschaft Entlassungen, Verset-
zungen und neue Arbeitsbedingungen an. Den Beschäf-
tigten wurden »Arbeitsvertragsergänzungen« zur Unter-
schrift vorgelegt. Darin sollten sie erklären, freiwillig und 
ohne Lohnausgleich fünf Stunden länger zu arbeiten. Zur 
Unterzeichnung wurden massiver Druck und Einschüchte-
rungen eingesetzt. Dadurch sanken die Stimmung und Mo-
tivation der Belegschaft auf null. 

»Nur ich entscheide, sonst niemand«, das ist Filipovs 
Devise nach innen und nach außen. Wer das nicht wolle, 
werde früher oder später gehen. Mitbestimmungsrechte des 
Betriebsrates beachtete er nicht und wegen Missachtung 
des Betriebsverfassungsgesetzes mussten Arbeitsgerichts-
prozesse geführt werden. Zehn Kündigungen – überwie-
gend in der Produktion – gab es inzwischen. Zur Beilegung 
der Streitpunkte wurde von Belegschaftsseite die IG Metall 
eingeschaltet.

Die Kolleginnen und Kollegen wehren sich  
gemeinsam mit der IG Metall
Der Unmut der Kollegen führte dazu, dass auf einer gemein-
samen Mitgliederversammlung der drei Betriebe Delmen-
horst, Ganderkesee und Vechta am 10.8.2010 die IG Metall 
aufgefordert wurde, zum Schutz der Belegschaftsinteressen 
den Kampf um einen Haustarifvertrag aufzunehmen.

Daraufhin drohte Inhaber Filipov öffentlich mit Stand-
ortschließung, Produktionsverlagerung, Ersatzarbeitskräf-
ten und Insolvenz. 

In einer Unterschriftenaktion sprach sich die überwäl-
tigende Mehrheit der Gesamtbelegschaft dafür aus, keine 
neuen Einzelarbeitsverträge mehr zu unterschreiben, statt-
dessen eine »Tarifbindung« anzustreben. Fil Filipov ant-
wortete mit einer öffentlichen Diffamierung von BR-Mit-
gliedern. Eine Einigungsstelle entschied, dass der Eigner 
Filipov wirtschaftliche Daten vorlegen muss. Er legte alles 
auf Englisch vor. Tarif- und Verhandlungsaufforderung 
der IG Metall wurden von der Geschäftsführung schroff 
zurückgewiesen – es gab also eine Totalverweigerung von 
Seiten des Unternehmers.

Nach betrieblichen Aktionen und einem ersten Warn-
streik am 10. September versuchte die IG Metall über einen 
Sanierungstarifvertrag (mit Verzichtsleistungen der Beleg-
schaft) zu verhandeln – Filipov lehnte ab. Daraufhin fand 
am 11. Oktober ein zweiter Warnstreik mit einer zentralen 
Kundgebung statt. Aufgebracht über das Verhalten des Eig-
ners war das Vorgehen der IG Metall für viele Kolleginnen 
und Kollegen zu zögerlich. Bei einer Beteiligung von 98,8 
Prozent stimmten bei der Urabstimmung am 19.Oktober 
79,1 Prozent der wahlberechtigten IGM-Mitglieder für ei-
nen Arbeitskampf. Der Organisationsgrad unter den 650 
Beschäftigten der drei Werke beträgt 80 Prozent. 

Die Belegschaften streiken

Am 22. Oktober begann der Streik, zunächst am Standort 
Ganderkesee (Landkreis Oldenburg) – begrenzt auf eine 
Woche. Mit einigen Leiharbeitern versuchte die Geschäfts-
leitung die Produktion teilweise aufrechterhalten. Die fünf 
Tore des Werks wurden 24 Stunden am Tag und auch am 
Wochenende von Streikposten bewacht. Schutz gegen un-
wirtliches Wetter boten am Haupteingang ein beheiztes 
Zelt und ein Unterstand. In Gesprächen am Tor konnten ei-
nige Arbeitswillige noch dafür gewonnen werden, sich am 
Streik zu beteiligen. 

Zulieferer konnten anfangs überzeugt werden, wieder 
umzukehren. Einen freundlichen Gruß erhielten die Strei-
kenden regelmäßig vom Lokführer der vorbeifahrenden 
Nordwestbahn. Die örtliche Polizei ließ sich von der Ge-
schäftsführung nicht instrumentalisieren. 
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Delmenhorst kamen 50 Angehörige. Rund 200 Menschen 
nahmen an einer Veranstaltung vor dem Werk in Vechta 
teil. 

In Delmenhorst wiesen einige Ehefrauen von Atlas-
Arbeitern in einem Schreiben an die Tageszeitung auf die 
schwierige Situation hin, in der sich die Beschäftigten und 
ihre Familien befanden: »Viele unserer Männer sind seit 30 
Jahren und länger mit dem Betrieb verwachsen. Sie würden 
lieber unter menschenwürdigen Bedingungen im Betrieb ar-
beiten, als davor zu stehen und ihn zu bestreiken.« Sie war-
fen Atlas-Chef Fil Filipov unter anderem fehlende Fürsorge 
für seine Mitarbeiter vor. Er behandle seine Leute wie eine 
austauschbare Ware, die man in Zukunft einfach billiger 
einkaufen wolle. 

Solidarität

Während in Ganderkesee Maschinenbauer im Ort Informa-
tionsblätter verteilten, informierte in Delmenhorst der DGB 
die Bevölkerung. Viel Zuspruch erfuhren die aktiven Ge-
werkschafter bei der Verteilung von Informationsblättern 
an die örtliche Bevölkerung. Ein Atlas-Betriebsrat sprach 
vor Gewerkschaftern von Mercedes-Benz und auch von 
Airbus und nahm an einer Aktion der mdexx-Belegschaft 
teil.

Gewerkschafter der großen Betriebe der Region Nord-
west, Privatpersonen, der türkische Arbeiterverein, christ-
liche und islamische Einrichtungen überbrachten solida-
rische Grüße und informierten sich über den Streik. Von 
ihnen kam auch materielle Unterstützung wie extra an-

Da in Ganderkesee acht Leiharbeiter der Firma Time-
partner beschäftigt waren, wandten sich die Betriebsräte 
mehrerer Bremer Großbetriebe, bei denen auch Kollegen 
dieser Leiharbeitsfirma arbeiteten, an die Geschäftsfüh-
rung von Timepartner. Daraufhin wurden diese Leiharbei-
ter vom Werk Ganderkesee abgezogen. 

Firmeninhaber Filipov drohte am ersten Streiktag in 
einem Flugblatt mit dem Wegfall von 60 Prozent der Stellen 
in der Konstruktion durch Ausgliederung und Schrump-
fen der Belegschaft von 650 auf 190 Stellen. Er verteilte das 
Blatt persönlich vor dem Tor des Delmenhorster Werks. Mit 
Hubschrauberflügen auf das Ganderkeseeer Betriebsgelän-
de versuchte er die Belegschaft zu provozieren. Öffentlich 
erklärte er, dass er seine Frau beauftragt habe, »ihn vor-
her zu erschießen«, sollte er eine Vereinbarung mit der IG 
Metall abschließen wollen. Gleichzeitig stellte er fest, der 
Cash-Flow sei wieder zufriedenstellend und die Septem-
ber-Auslieferungen seien die höchsten sei zwei Jahren. 
(NWZ-online v. 4.10.10).

Da Eigentümer Filipov mit einer Woche Streik in einem 
der Betriebe nicht zum Einlenken zu bewegen war, traten 
ab 1.11.10 auch die Delmenhorster und dann ab 8.11.10 auch 
die Belegschaft in Vechta in den Streik.

Firmenleitung setzt die Familien unter Druck 

Als die Firmenleitung den Familien in Briefen drohte, un-
entschuldigtes Fehlen der Arbeiter mit Abmahnungen und 
Entlassungen zu ahnden, begegnete die IGM dieser ange-
strebten Verunsicherung am 13.11.10 an allen drei Standor-
ten mit Familiennachmittagen mit Kaffee und Kuchen. In 

1919: Gründung Firma Weyhausen 
1949: Bau des ersten Hydraulikbaggers 
1998: Übernahme durch Firma Eder Handels- und Betei-
ligungsgesellschaft. Auch diese konnte das Unternehmen 
nicht halten.
2001/2002: Übernahme der Atlas-Werke durch den US-
amerikanischen Baumaschinenriesen TEREX. Als Sa-
nierer setzte TEREX seinen bulgarischstämmigen Mana-
ger Fil Filipov ein. Dieser erfahrene Sanierer reduzierte 
die Belegschaft schrittweise von 1600 auf 900 Beschäf-
tigte. Auffanggesellschaften wurden gebildet. Der Pro-
duktionsstandort Löningen wurde 2004/4005 geschlos-
sen.
2002 – 2009: Unter TEREX gab es für die Beschäftigten 
einen Anerkennungstarifvertrag der Metallindustrie. 
Wegen Marktkrisen mussten die Beschäftigten zwischen-
zeitlich weitere Zugeständnisse bei ihren Arbeitsbedin-
gungen hinnehmen. Durch weiteren massiven Perso-
nalabbau sind nunmehr nur noch ca. 650 Mitarbeiter 
be-schäftigt.
Seit 2004 haben die Kollegen in der Produktion 12 Pro-
zent Leistungszulage verloren. Jubiläumszuwendungen 
wurden abgeschafft bzw. Betriebsvereinbarungen gekün-
digt ohne Nachwirkungen. Lohn und Gehalt ist heute 
noch auf dem Stand vom 1.2.2009.
Die Tariflohnerhöhungen vom 1.5.2009 und 31.3.2010 
sind nicht mitgemacht worden.

Februar/März/April 2010: TEREX verkauft die ATLAS-
Werke Delmenhorst, Ganderkesee und Vechta (650 Be-
schäftigte), weil die Gewinnerwartungen nicht erfüllt 
wurden. Über eine sog. Vorratsgesellschaft werden die 

Werke an den Unternehmer Fil Filipov verkauft: Preis: 
symbolisch ein Euro, 17 Millionen erhält Filipov als Be-
triebsmittel für 2010/2011. Die Arbeitsverhältnisse gehen 
auf die neu firmierte Atlas Maschinen GmbH ge-mäß Bür-
gerliches Gesetzbuch § 613 a über und dürfen nicht vor 
Ablauf von einem Jahr zum Nachteil der Beschäftigten 
verändert werden. Alleiniger Gesellschafter der Atlas 
Maschinen GmbH: Fil Filipov. 
Der neue Eigentümer ist nicht mehr tarifgebunden. Die 
Übernahme verdrängt die kollektiven Leistungen des be-
stehenden Firmentarifvertrages. Sie gehen nur noch auf 
die individuellen Arbeitsverhältnisse über.
Ohne einen Tarifvertrag wird es folgende Vereinbarungen 
nicht mehr geben: Alterssicherung / Kündigungsschutz 
ab 56, Verdienstsicherung älterer Beschäftigter, Urlaub 
(statt tarifliche 30 nur noch gesetzliche 24 Tage, statt ta-
rifliche fünf jetzt gesetzliche sechs Arbeitstage), andere 
Bestandteile wie Sonderzahlungen (Weihnachtsgeld), die 
40 Std/Woche bei 35 Stunden Bezahlung sind schon in 
den vorgelegten Verträgen vorhanden!
Diese Erfahrungen ließen einige Fragen bei den Kollegen 
aufkommen: Warum hat Terex an seinen Manager Filipov 
verkauft? Will Terex sich nicht die Finger schmutzig ma-
chen, den Ruf der Firma schonen? Warum erhält Filipov 
für Atlas in diesem Jahr noch zehn Millionen und im 
kommenden Jahr noch sieben Millionen Euro von Terex 
(Filipov am 25. März in einem Mitarbeiterbrief)?  Zu Terex 
gehören auch die Baggerproduzenten Schaeff und Fuchs. 
Geht das Geschäft mit den Baumaschinen so schlecht, 
dass Atlas aus Unternehmersicht vom Markt muss? Oder 
will Filipov sich Konkurrenzvorteile verschaffen?

ATLAS Maschinenbau GmbH – Eine kurze Chronologie 
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nicht im Zaum zu halten (Filipov war ohne Tarif im Arbeit-
geberverband). In der Antwort wurde er auf die Rechtslage 
hingewiesen: Es gebe keine Verpflichtung zum Tarif, und 
Unternehmer, die einen solchen Vertrag nicht wollten, wür-
den sich nicht gleich außerhalb des Grundgesetzes stellen 
(Delmenhorster Kurier, 19.11.10). 

Der Delmenhorster Betriebsratsvorsitzender Werner 
Magnus sah die Gefahr, dass sich andere Unternehmer an 
ihm ein Beispiel nehmen: »Wenn Filipov mit seiner Sache 
durchkommt, wird es sicher einen Flächenbrand geben.« 
Betriebsräte baten in einer Sitzung des Delmenhorster 
Stadtrats darum, die Vermittlungen von Arbeitsuchenden 
zu Atlas durch die Agentur für Arbeit und die Arge zu 
unterbinden. Solidarität der sozialdemokratischen Bürger-
meister in Worten und ihre Neutralität in der Tat, das ver-
stimmte Kolleginnen und Kollegen.

Der Gewerkschaftsfunktionär und der Belegschaftsver-
treter haben Schwachpunkte des Arbeitskampfes aufge-
zeigt. Sie sehen sich als »Sozialpartner« der Unternehmer, 
die stellvertretend für die Gewerkschaftsmitglieder han-
deln. Von einem unüberbrückbaren Klassengegensatz hat-
ten sie bisher nichts gespürt. Nun sind sie ihm ausgesetzt, 
allerdings ohne sich dessen bewusst zu sein. Ihr Handeln 
bleibt deshalb noch bestimmt durch die alten Erfahrungen. 

So suchte die IGM-Verwaltungsstelle Oldenburg anstel-
le bei den anderen DGB-Gewerkschaften und den Beleg-
schaften großer Betriebe der Region bei den im niedersäch-
sischen Landtag vertretenen bürgerlichen Parteien, den 
Kirchen und dem Arbeitgeberverband Oldenburg Beistand 
gegen den Unternehmer Filipov.

»Tag der Solidarität«

Eine im Delmenhorster DGB-Kartell angeregte allgemei-
ne Demonstration konnte dort nicht gegen die Oldenbur-
ger DGB-Sekretärin Welzel durchgesetzt werden – obwohl 
sich alle über die Notwendigkeit einig waren. Zustande 
kam eine kurzfristig von der IG Metall organisierte Kund-
gebung auf dem Platz »Am Stadtwall« in Delmenhorst, für 
die die Delmenhorster individuell – jedoch nicht die Be-
legschaften der Delmenhorster Betriebe – mobilisiert wur-
den. Während Gewerkschaftskollegen aus Betrieben der 
Metall- und Elektroindustrie in Wilhelmshaven/Friesland 
die Streikposten stellten, konnten die Kollegen aus den drei 
Produktionsstandorten an der Kundgebung teilnehmen. 
600 Teilnehmer waren auf dem Platz. Belegschaftsvertre-
ter betonten: »Es geht nicht um mehr Geld. Die Belegschaft 
will nur einen ordentlichen Tarifvertrag.« Obwohl alle drei 
Bürgermeister schon nach dem zweiten Warnstreik von Fi-
lipov eine Abfuhr erteilt bekommen hatten, wiederholten 
die Bürgermeister von Ganderkesee und Delmenhorst ihre 
Bereitschaft zu vermitteln. 

Der DGB-Vorsitzende der Region Oldenburg-Wilhelms-
haven, Manfred Klöpper, sprach als einziger Redner von 
Kapitalismus. Er freute sich, dass die zahlreich anwe-
senden Parteivertreter (von der SPD) auf Seiten der Strei-
kenden standen und schob nach: Den Weg freigemacht für 
ein Verhalten wie das des Unternehmers Filipov, der die 
Löhne senken und Arbeiterrechte abschaffen will, hat die 
rotgrüne Koalition unter dem SPD-Kanzler Schröder, in-
dem sie einen Niedriglohnsektor schuf, u.a. mit der Locke-
rung der Leiharbeitergesetze.

Peter Erlanson von der Bremer Linkspartei forderte die 
Durchsetzung des Generalstreiks zum Kampf gegen den 
Ausstieg aus Tarifverträgen, gegen die Leiharbeit, gegen die 
Rente mit 67. Die Folkloregruppe des türkischen Arbeiter-
vereins Delmenhorst lockerte die Veranstaltung mit bulga-
rischen und mazedonischen Tänzen auf.

gefertigte Solidaritätskoksöfen mit Koks, Holz, wärmende 
Westen, Geldspenden und Lebensmittel. 

Ein Schreiben des Siemens-Gesamtbetriebsrates an Fi-
lipov wurde bekannt (siehe weiter unten). 20 Gewerkschaf-
ter demonstrierten am 24.11.10 im nordhessischen Borken 
gegen den Einsatz von Borkener Beschäftigten als Streik-
brecher in den bestreikten Werken. Nicht unwichtig war 
der Erfahrungsaustausch mit Gewerkschaftskollegen ande-
rer Betriebe. Als prominentester Gewerkschafter ließ sich 
der zweite IGM-Vorsitzende Detlev Wetzel blicken. 

Von der SPD kamen Landespolitiker; ihr Ortsverein 
half beim Streik; Gewerkschaftssekretäre organisierten ein 
Gespräch der Betriebsratsvorsitzenden mit dem Parteivor-
sitzenden Gabriel in Hannover; der empfahl ihnen, einen 
Schlichter zu nehmen und hob hervor, dass die Arbeitneh-
mer in schwierigen Lagen immer als erste bereit seien, Ein-
bußen hinzunehmen, mehr zu arbeiten oder auf Gehalt zu 
verzichten. Vom Bundesvorsitzenden über Landespolitiker 
bis zu örtlichen Funktionären ließen sich Politiker der Par-
tei DIE LINKE sehen.

Blockade per Gericht gebrochen

Atlas versuchte mit Streikbrechern und Leiharbeitern die 
Produktion notdürftig aufrecht zu erhalten. Auch über die 
Agentur für Arbeit versuchte der Unternehmer Leiharbei-
ter als Streikbrecher einzustellen. Doch wichtige Fachleute 
können nicht so schnell durch Leiharbeiter ersetzt und 200 
Krantypen nicht mit völlig neuen Leuten hergestellt wer-
den. 

Seit Beginn des Streiks hatten die Streikposten erfolg-
reich die Zufahrt und Ausfahrt von LKWs verhindern kön-
nen – z. T. mit Verständnis der LKW-Fahrer. Ab 15. 11.10 
war dann über einen gerichtlichen Vergleich geregelt, dass 
die Lkws zu allen drei Werken ohne Blockaden über jeweils 
ein Tor Zugang finden müssen. Die Übernahme dieser Rege-
lung für Vechta regte die IGM von sich an. Sie pries vor den 
Streikenden als Erfolg, dass sie an den betroffenen Toren 
maximal 15 Minuten Zeit hätten, den Fahrern der Liefer-
fahrzeuge über ihren Streik zu informieren. Den Ganderke-
seeer Streikposten tat es im Herzen weh, nicht verhindern 
zu können, dass acht Bagger aus dem Werk rollten. Mit der 
Gerichtsentscheidung waren die Streikenden da blockiert, 
wo sie bisher Initiative gezeigt hatten. 

Wie weiter?

Weil Filipov sich auf nichts einließ, zog sich der Streik hin. 
Bei den Kolleginnen und Kollegen traten viele Fragen auf. 
Nicht wenige Kollegen sind schon etliche Jahre, Jahrzehnte, 
bei der Baumaschinenfabrik Atlas beschäftigt, haben das 
Schrumpfen der Firma erlebt. Zur Zeit von Atlas-Weyhau-
sen war noch alles im Gespräch zwischen Eigentümer und 
Betriebsratsvorsitzendem einvernehmlich geregelt worden. 
Tarifverträge der IG Metall sind eine Sicherung unseres 
Einkommens, war die bisherige Erfahrung. Nun sind die 
Kollegen aus ihrer Sicherheit gerissen, verunsichert. Selbst 
einen weiteren Verzicht beim von der IGM vorgeschlagenen 
Sanierungstarifvertrag hätten sie vor dem Streik ertragen. 
Im Streik von sich aus in die Öffentlichkeit zu wirken, an-
dere Belegschaften um Solidarität zu ersuchen, war ihnen 
fremd. Jahrzehntelang haben die Lohnabhängigen in Poli-
tik und Wirtschaft die Vertretung ihrer Interessen Stellver-
tretern überlassen und waren damit gut gefahren.

Nach insgesamt vier Wochen Streik sah es so aus, als sei 
diesem Unternehmer mit einer Arbeitsniederlegung nicht 
beizukommen. Der Oldenburger IGM-Bevollmächtigte 
Hartmut Tammen-Henke klagte die Gemeinde Ganderke-
see an, Hubschrauberflüge ins Werk gestattet zu haben, und 
dem Arbeitgeberverband warf er vor, Atlas-Chef Filipov 
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Freude und Nachdenklichkeit
Die Streikenden haben im Kampf zusammengefunden und 
Rückgrat gezeigt. Sie haben dabei viel solidarischen Be-
such aus den Betrieben und der Bevölkerung erhalten. Das 
gab ihnen Kraft, fünf Wochen zu streiken. Das materielle 
Ergebnis ist der Lohn für den Kampf der Kolleginnen und 
Kollegen: Sie haben dem Unternehmer abgerungen, dass 
sie weiterhin den Lohn erhalten, der ihnen laut ihrer Über-
gangstarifverträge zusteht, einschließlich Urlaubs- und 
Weihnachtsgeld, und eine Arbeitszeitverlängerung verhin-
dert.

Voraussetzung dafür war die geschlossene Haltung der 
aktiven Mehrheit der Belegschaft. Viele Kollegen brach-
ten zum Ausdruck, stark genug zu sein, eventuelle Verstö-
ße des Unternehmers abwehren zu können, sahen einen 
Grund zum Feiern. 

Auch wenn es aus dem Abstimmungsergebnis nicht er-
sichtlich ist, es gab auch Kollegen, die ihren Streik im Zu-
sammenhang des allgemeinen Sozialabbaus sehen, nach-
denklich waren. Auf der Mitgliederversammlung hatte sich 
zwar keiner getraut, etwas zu fragen. Doch die Fragen sind 
im Gespräch: Nach fünf Wochen Streik kein richtiger Ta-
rifvertrag? Was haben wir zu erwarten? Sind die Kollegen 
jetzt einzeln erpressbar? Neu eingestellte Kollegen werden 
erst nach zwölf Monaten nach Tarif beschäftigt. Wird die 
Fluktuation der jungen Mitarbeiter bei Atlas in Zukunft 
extrem steigen? Wird das befristete Arbeitsverhältnis die 
Regel werden? Was hat die Belegschaft in den nächsten 
zwei Jahren Maßregelungsversuchen entgegenzusetzen? 
Warum hat Filipov beim Lohn eigentlich nachgegeben??? 
Welche Perspektive gibt es Ende 2013 beim Auslaufen des 
Vertrages? Dann muss doch aufs Neue für einen Tarifver-
trag gekämpft werden! 

Nach langem Arbeitskampf gestand Filipov der Beleg-
schaft ihre materiellen Forderungen in der Form einer ein-
seitigen Willenserklärung, der Gesamtzusage, zu. Sie hat 
die Rechtsbindung eines Tarifvertrages.

Doch bleibt die Gewerkschaft als Organisation außen 
vor. Nachdenkliche Kollegen vermissten unter diesen neu-
en Erfahrungen nun auch den gewerkschaftlichen Vertrau-
enskörper, der schon in der Zeit von Weyhausen nicht wie-
der gewählt worden war.

Der Kampf ist nicht zu Ende, sondern geht in die näch-
ste Runde. Atlas ist weiterhin dem scharfen Konkurrenz-
kampf unter den Baumaschinenherstellern ausgesetzt. Der 
Eigner wird deshalb alles daran setzen, seine Profiterwar-
tung über eine Erhöhung der Ausbeutung der Belegschaft 
zu realisieren. 

»Gesamtzusage« statt Tarifvertrag 
Zwei Tage nach dem »Tag der Solidarität« – einen Monat 
nach Streikbeginn – bewegte sich der Unternehmer. 

Bei einem Gespräch des Gesamtbetriebsrates mit der 
Werksleitung am 22.11.10 übergaben Vertreter der Ge-
schäftsleitung den Betriebsratsvorsitzenden eine »Betriebs-
vereinbarung«. Der Eigner äußerte sich nur schriftlich. Er 
drohte den Beschäftigten bei Fortsetzung des Streiks an, 
Betriebsteile auszugliedern. Die IG Metall beugte sich Fi-
lipovs Weigerung, mit ihr zu verhandeln, damit er nicht 
sein Gesicht verliere und ließ den Gesamtbetriebsrat die 
Verhandlungen führen. Die Tarifkommission saß im Ne-
benraum.

Am 26.11.10 wurden die Belegschaften mit einem IGM-
Flugblatt informiert. Die Kollegen lasen im Informations-
blatt als Ergebnis:
Kollektive Absicherung der Arbeitsbedingungen durch 
Gesamtzusage!
Kollektive Vereinbarung: die Tarifverträge gelten weiter!
Die Regelung in Stichworten:

–	 Kollektive Absicherung der Arbeitsbedingungen durch 
Gesamtzusage!

–	 Der Übernahmetarifvertrag gilt als Bestandteil des Einzel-
arbeitsvertrages unbefristet weiter!

–	 Keine Ungleichbehandlung der »gewerblichen Arbeitneh-
mer« und der »Angestellten«! Auch für neueingestellte 
ArbeitnehmerInnen gelten die Bedingungen des Übernah-
metarifvertrages. 

–	 2,7 Prozent für alle ab dem 01.05.2011!
–	 Rücknahme von ausgesprochenen Kündigungen und kein 

Ausspruch von geplanten Kündigungen!
–	 Aus Anlass des Arbeitskampfes gestellte Strafanträge 

werden zurück genommen! 
Die betriebliche Tarifkommission empfiehlt die Annah-
me des Ergebnisses.

Die Gesamtzusage (nur von Unternehmerseite unterschrie-
bene Vereinbarung) kann frühestens zum 31.12.13 gekün-
digt werden. 

Am Sonntag, 28.11.10, fand in Oldenburg die Mitglieder-
versammlung statt. Die IGM-Funktionäre drängten auf An-
nahme des Ergebnisses: Das sei mehr, als sie erwartet hät-
ten. Am 29.11.10 – 40 Tage nach Streikbeginn – wurde die 
Urabstimmung durchgeführt. 325 Streikende von ca. 520 
Mitgliedern gaben ihre Stimme ab. 96,9 Prozent stimmten 
für die Beendigung des Streiks (Weserkurier). Ca. 175 Mit-
glieder nahmen an der Abstimmung nicht teil, hatten u.a. 
Urlaub genommen oder sich krank gemeldet; wenige ge-
hörten zu den Streikbrechern.
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Produktionsrückstand aufzuholen, hat sich die Belegschaft 
für die ersten drei Monate zu einer 40 Std.-Woche und Zu-
satzschichten am Sonnabend bereit erklärt. Zur Kostensen-
kung wird jetzt in der Verwaltung Personal abgebaut.

Inzwischen haben sich Atlaskollegen anonym an die 
Lokalzeitung gewendet und drohende Diskriminierungen 
beklagt: Mit einer betriebsöffentlichen Ankündigung, Fehl-
zeiten und die »ungewöhnlich hohe Zahl von Behinderten« 
zu untersuchen, versucht der Unternehmer, die Belegschaft 
weiter zu spalten.                                                                

Nach dem Streik
In allen drei Produktionsstandorten wurden Mitte Dezem-
ber Betriebsversammlungen durchgeführt. Vertreter der 
Geschäftsleitung blieben fern, weil die IG Metall teilnahm. 
Mit Umsetzungen und Versetzungen übt die Geschäftsfüh-
rung Druck auf die Aktiven des Streiks aus. Verweigert der 
Betriebsrat seine Zustimmung, landet das Verfahren vor 
Gericht. Zwischen Streikenden und Streikbrechern besteht 
eine große Kluft, die der Unternehmer ausnutzt. Das Be-
triebsklima ist damit schlechter als vor dem Streik und eine 
psychische Belastung – dabei war das Verhalten Filipovs 
für die Kollegen ein Grund zum Streik gewesen. Um den 

n  G e sam   t z u sag   e  s t a t t  Ta  r i fv  e r t r ag  

Bewertung der Kräfte
Dass der Unternehmer Filipov nach dem »Tag der Solida-
rität« seine Position: »Weder plane ich, noch habe ich je-
mals geplant, Gespräche mit der IG Metall oder irgendje-
mand anderem zu führen, und ich lasse mich auch nicht 
auf Politik ein«, so überraschend räumte, erklärt sich nicht 
aus der Solidaritätsveranstaltung, eher daher, dass die IG 
Metall den Atlas-Großkunden Siemens zur Androhung der 
Aufkündigung seiner Geschäftsbeziehungen zu Atlas ge-
winnen konnte. Die in der Finanzkrise gefestigte gute Zu-
sammenarbeit der IG Metall mit den Unternehmern und der 
Regierung durfte sich hier hinter den Kulissen bewähren. 
Der IG Metallvorsitzende Huber ist schließlich auch stell-
vertretender Aufsichtsratsvorsitzender von Siemens.

Hier durfte sich in kleiner Münze auszahlen, dass die 
Flächentarifverträge momentan ganz nach dem Geschmack 
der Unternehmer sind, Tausende von Sanierungstarifver-
trägen und Öffnungsklauseln ihren Interessen entgegen-
kommen, Unternehmervertreter wie Hundt und Kannegie-
ßer sich zu emphatischen Verteidigern des Flächentarifs 
aufschwingen, weil die Unternehmen Lohnerhöhungen 
scheinbar ganz nach ihrem Gutdünken, quasi gottgegeben 
und abhängig von der Lage des Geschäfts gewähren können. 
Ausdruck der guten Zusammenarbeit ist auch das Zusam-
mengehen der »Sozialpartner« beim Thema Tarifeinheit. 
Die großen Konzerne, aber auch die Mehrheit der mittel-
ständischen Unternehmer zeigen sich mit diesen Gewerk-
schaften zufrieden. Und die hauptamtlichen Kollegen des 
normalen Tarifgeschäfts sehen die Unternehmer durch 
Zugeständnisse besänftigt, wittern keine Gefahr, wenn ein 
Unternehmer wie Filipov auftaucht, solange es irgendwie 
gelingt, ihn durch das Zugeständnis gleicher Tarifbedin-
gungen wie in der Branche auszubremsen.

Um diesen Hintergrund nicht zu arg zu beleuchten, 
wurde der Gesamtbetriebsrat von Siemens vorgeschickt, 
der Gesamtbetriebsrat(!) forderte Filipov auf, Tarifverhand-
lungen aufzunehmen: »Die Regelungen zu Compliance, die 
Business Conduct Guidelines und der Code of Conduct bei 
Siemens beinhalten, dass Siemens nur mit solchen Zuliefe-
rern Geschäftsbeziehungen unterhält, die die Gesetze un-
serer Rechtsordnung einhalten und die Grundrechte der 
Mitarbeiter und die Vereinigungsfreiheit der Beschäftigten 
wahren.« (Solidarität mit Atlas und VAL (einem weiteren 
Betrieb Filipovs) vom 19.11.2010, Siemens Dialog der IG Me-
tall www.dialog.igmetall.de.)

Der Unternehmer Filipov hat den Wink sofort verstan-
den. Die IG Metall hält den Preis, Filipov erlaubt zu haben, 
das Gesicht zu wahren und keinen Tarifvertrag mit der IG 

Metall zu unterzeichnen, nicht für zu hoch für die Absiche-
rung der Tarifbindungen. (Atlas-Konflikt beendet, Siemens-
Dialog 30.11.2010). Ohne fünfwöchigen ökonomischen 
Druck auf den Unternehmer hätten die Kollegen nichts er-
reicht. Wenn nun der Druck von Siemens ausschlaggebend 
war, dürfen nicht glauben, auf solche Vorgänge in Zukunft 
bauen zu können. Entscheidend wird immer die eigene 
Kraft in Verbindung mit der Solidarität von Kollegen sein.

Aus »Siemens Dialog« 
(Forum der IGM für alle Siemensbeschäftigten)

Solidarität mit Atlas und VAL
Der Gesamtbetriebsrat der Siemens AG wandte sich schrift-
lich an Filipov und schrieb u.a.:
Sie verweigern alle Gespräche mit der lG Metall, der legalen 
Tarifpartei bei Atlas, und setzen die Belegschaften existenti-
ell unter Druck. Damit bedrohen Sie die Tarifautonomie, die 
die Basis unserer Gesellschaft und unserer demokratischen 
Grundordnung ist. Zugleich haben Sie bislang unter Verstoß 
gegen die entsprechenden Vorschriften des Betriebsverfas-
sungsgesetzes die Einleitung ordnungsgemäßer Wahlen zu 
einem Betriebsrat bei VA Logistics behindert.

Überprüfung unter Compliance-Aspekt
Der Gesamtbetriebsrat fordert Filipov vor diesem Hinter-
grund auf, Tarifverhandlungen aufzunehmen, die Bedro-
hung der Belegschaften einzustellen und Behinderungs- 
und Beeinflussungsversuche der Betriebsratsbildung bei VA 
Logistics zu unterlassen. Gleichzeitig will er Siemens auffor-
dern, die Geschäftsbeziehungen zu Filipov zu überprüfen:
Die Regelungen zu Compliance, die Business Conduct Gui-
delines und der Code of Conduct bei Siemens beinhalten, 
dass Siemens nur mit solchen Zulieferern Geschäftsbezie-
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7,50 Euro um 1 Euro höher lag. Vor einem Jahr wurde dieser 
Tarifvertrag um 30 Cent erhöht. 

Innerhalb der IG Metall wuchs der Druck aus den Stahl-
betrieben, diese schreiende Ungerechtigkeit nicht länger 
hinzunehmen, zumal der Leiharbeiterlohn auch ein Druck-
mittel auf die Löhne der im festen Arbeitsverhältnis Stehen-
den werden konnte. Unter der Regie des Zweigbüros Stahl 
in Düsseldorf wurde deshalb eine Arbeitsgruppe gebildet, 
die einen Vorschlag zur Lösung des Problems erarbeiten 
sollte. In den meisten Stahlbetrieben wurde der Vorschlag 
der IGM-Arbeitsgruppe umgesetzt, Betriebsvereinbarungen 
herbeizuführen, die wesentliche Verbesserungen für die 
Leiharbeiter vorsahen.

Die Unternehmerseite

War es für die Stahlunternehmer ein Leichtes, die Be-
triebsvereinbarungen über die Bezahlung der Leiharbeiter 
in den Tarifvertrag aufzunehmen, so ist die Sichtweise von 
Gesamtmetall-Präsident Martin Kannegießer und dem Bun-
desverband Zeitarbeit (BZA) und dem Interessenverband 
Deutscher Zeitarbeitsunternehmen (IGZ) eine ganz ande-
re. Sie befürchten, dass diese Forderung auch in anderen 
Branchen als Forderung auftauchen wird. Es wird bis Ende 
dieses Jahres, aber auch im nächsten Jahr, Tarifverhand-
lungen geben, von denen Millionen Beschäftigte betroffen 
sind. Deshalb nahmen sie auch sofort dagegen Stellung.

Die Realität des Tarifvertrages

»Erstmals gibt es in einem Flächentarifvertrag eine 
Fairnessgarantie für Leiharbeiter« erklärte die IGM nach 
Abschluss des Tarifvertrages. »Wir wollten den Grundsatz 
»gleiche Arbeit – gleiches Geld« im Flächentarifvertrag ver-
ankern.« Seine propagandistische Wirkung hat der Stahl-
tarifvertrag erreicht. In der Öffentlichkeit wurde deutlich 
wahrgenommen und als ungerecht empfunden, dass die 
Leiharbeiter nur beinahe halb soviel Lohn wie ihre fest 
angestellten Kollegen bekommen. Aber: Trotz Tarifvertrag 
(»gleiche Arbeit – gleiches Geld«) werden die betroffenen 
Leiharbeitskollegen nicht den gleichen Lohn bekommen, 
wie man in den folgenden Beispielen sehen kann.

Auch nach den bisherigen Betriebsvereinbarungen be-
kamen Leiharbeiter nicht den gleichen Lohn. Selbst wenn 
der Tarifvertrag bei Stahl einige Verbesserungen mit sich 
bringt, ist er trotzdem nicht sehr viel besser als die Be-
triebsvereinbarungen. 

Dies kann man an zwei Beispielen besser erklären:
Es gibt eine Lohntabelle, die 1972 von der Gewerkschaft 

IG Metall vereinbart wurde. Vor ca. 15 Jahren wurde sie 
gekündigt. Der vor zwei Jahren beschlossene Rahmentarif-
vertrag (GERT) gilt aber noch nicht. Um strittige Punkte zu 

Nach der Stahltarifrunde nehmen sich Gewerkschaftskol-
legen verschiedener Industrie- oder Dienstleistungsbran-
chen das vom IG Metall- Vorstand propagierte Ergebnis in 
Sachen »gleiche Arbeit – gleicher Lohn« als Vorbild. Dort 
wo sich Gewerkschaftsfunktionäre drücken, die Frage der 
zweiten Lohnebene überhaupt zu thematisieren, wird in-
zwischen mit dem Stahl-Abschluss argumentiert: Seht ein-
mal, es geht doch! Gleiche Arbeit – gleicher Lohn lässt sich 
durchsetzen! Wir werfen deshalb einen genaueren Blick auf 
die Umsetzung dieses Punktes des Stahl-Tarifabschlusses.

Um die riesigen Investitionen in ihre Hütten besonders 
profitabel werden zu lassen, planen die Stahlunternehmer, 
die Flexibilität der Belegschaften zu erhöhen. Dazu soll u.a. 
die Stammbelegschaft (bisher etwa 70 Prozent) nach und 
nach in großem Maße durch Leiharbeiter ersetzt werden. 
Die Belegschaften der Stahlbetriebe stehen also vor großen 
Veränderungen. Soll in Zukunft die Sicherheit des Arbeits-
platzes von etwa 30 Prozent Stammbelegschaft durch 70 
Prozent Leiharbeiter gesichert werden? Die Prognosen der 
Dachverbände für Zeitarbeit IGZ und BZA zeigen, dass in 
der Wirtschaft allgemein bis 2013 insgesamt ein Bedarf von 
2,4 Millionen Leiharbeitern erwartet wird. 

Die IGM-Spitze geht nicht grundsätzlich gegen Leih-
arbeit an. Sie sieht in dieser Entwicklung ihre Rolle als 
Anwalt von Interessen von lohnabhängig Beschäftigten in-
nerhalb des Kapitalismus, sieht mögliche Konflikte in den 
Belegschaften und sorgt sich um die Mitgliederzahl ihrer 
Gewerkschaft. Deshalb hat die IGM-Spitze die Forderung 
»gleiche Arbeit – gleicher Lohn« für Leiharbeiter in ihren 
Forderungskatalog für die Stahltarifrunde 2010 aufgenom-
men. Die Forderung ist hier praktisch kostenneutral. Es 
sollten im Grunde nur die schon bestehenden Betriebsver-
einbarungen über die Bezahlung der Leiharbeiter in den 
Rang eines Tarifvertrages gehoben werden.

Ab 1.1.2011 werden nun Leiharbeiter auf den Hütten für 
zwei Jahre für die gleiche Arbeit den Lohn nach gleichem 
Tarifvertrag bekommen. Unter den Stahltarifvertrag fallen 
allerdings nur die von der Hütte direkt angeforderten Leih-
arbeiter, nicht diejenigen, die bei Subunternehmern einen 
Arbeitsvertrag haben.

Zur Vorgeschichte

Schon die Betriebsvereinbarungen, die es auch in Me-
tall- und Elektrobetrieben gibt, waren wesentlich besser 
als die Tarifverträge zwischen dem DGB und den Leihar-
beitsdachverbänden. Nachdem die SPD-Grüne-Koalition 
2002 das Leiharbeitergesetz gelockert hatte und die christ-
lichen Gewerkschaften schnell einen Tarifvertrag über ei-
nen Dumpinglohn abgeschlossen hatten1, sah sich der DGB 
genötigt, auch einen Tarifvertrag abzuschließen – der mit 

n  N a c h l e s e  z u r  S t ah  l t a r i f r u nd  e 

Einfach nur gleicher Lohn für gleiche Arbeit?

hungen unterhält, die die Gesetze unserer Rechtsordnung 
einhalten und die die Grundrechte der Mitarbeiter und die 
Vereinigungsfreiheit der Beschäftigten wahren.

(www.dialog.igmetall.de, 19.11.2010)

Compliance-Intervention von Siemens 
Neben dem Druck der Öffentlichkeit hat unverkennbar 
auch die Solidarität aus anderen Unternehmen zum Gelin-

gen der Einigung beigetragen. Wie die »taz« (» Filipov rettet 
sein Leben«) meldete, hat beispielsweise Atlas-Großkunde 
Siemens mit Verweis auf die eigenen Compliance-Maßstäbe 
interveniert. Was die »taz« nicht weiß oder zumindest nicht 
erwähnt: Zuvor hatten Gesamt- und Konzernbetriebsrats-
spitze von Siemens sich schriftlich an Filipov gewandt und 
angekündigt, anderenfalls Siemens zum Überprüfen der Ge-
schäftsbeziehung aufzufordern (siehe Solidarität mit Atlas 
und VAL).                            (aus Siemens Dialog, 30.11.10)  n
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